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Landtag Mecklenburg-Vorpommern  

Finanzausschuss  

Herrn Vorsitzenden Tilo Gundlack 

Lennéstraße 1, Schloss  

19053 Schwerin  

  

   

   

Stellungnahme zur Anhörung zur Finanzierung der Beamtenversorgung   12. Mai 2022 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  

der Finanzausschuss des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern hat die Vereinte Dienst-

leistungsgewerkschaft (ver.di) mit Schreiben vom 3. Mai 2022 um eine kurzfristige Stel-

lungnahme zu einer Reihe von Fragen zur Finanzierung der Beamtenversorgung gebeten 

und zur mündlichen Anhörung in den Finanzausschuss am 23. Mai 2022 eingeladen. Die 

Gewerkschaft ver.di hat diesen Vorgang mit Bitte um Bearbeitung an den Deutschen Ge-

werkschaftsbund (DGB) als Spitzenorganisation der Gewerkschaften des öffentlichen Diens-

tes weitergeleitet.  

Die vorliegende Stellungnahme ist als gemeinsame Stellungnahme des DGB und der Ge-

werkschaft ver.di anzusehen.  

 

Grundsätzliche Vorbemerkungen  

Der DGB und seine Gewerkschaften werden von einer detaillierten Beantwortung der über-

mittelten Fragen absehen. Weder die Regelungen zur Versorgungsrücklage noch zum Ver-

sorgungsfonds unterliegen der beamtenrechtlichen Beteiligung. Im Unterschied zu anderen 

Ländern wurde auch kein Beirat unter Einbindung der Spitzenorganisationen der Gewerk-

schaften eingerichtet. Ein ausführliches öffentliches Berichtswesen zu den beiden Sonder-

vermögen existiert nicht. Maßnahmen, die künftig die Transparenz der Sondervermögen er-

höhen würden, würden der DGB und seine Gewerkschaften begrüßen.  

Der DGB und seine Gewerkschaften weisen darauf hin, dass nach Artikel 33 Abs. 5 GG ne-

ben den aktiven Beamtinnen und Beamten auch die Versorgungsempfängerinnen und -

empfänger einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf eine amtsangemessene Alimentation 

haben. Dieser Anspruch ist unabhängig davon, welche Vorkehrungen das Land zur Finan-

zierung dieser Ansprüche trifft. Die Ansprüche sind gerichtlich einklagbar. Es liegt damit im 

Interesse des Landes, eine ausreichende Vorsorge für die künftigen Versorgungsausgaben 

zu treffen.  
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Die Beamtinnen und Beamten des Landes haben in der Vergangenheit erhebliche Beiträge 

zum Aufbau der Versorgungsrücklage und zum Ausbau des Versorgungsfonds geleistet. 

Diese Beiträge wird der DGB im Rahmen dieser Stellungnahme noch einmal darstellen. Der 

DGB und seine Gewerkschaften erwarten deshalb ausdrücklich, dass die bisher zweckge-

bundenen Mittel auch weiterhin ausschließlich für Versorgungsausgaben eingesetzt werden 

und so einen Beitrag zur Sicherung des Versorgungsniveaus leisten.  

Sollten sich der Landtag oder die Landesregierung dazu entschließen, grundlegende Ände-

rungen an der bisherigen Struktur der Sondervermögen oder deren Ausrichtung vorzuneh-

men, so bitten der DGB und seine Gewerkschaften darum, hier eine Mitwirkung analog 

dem beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren mit dem Ziel einer sachgerechten Verstän-

digung vorzusehen.   

Der DGB und seine Gewerkschaften erwarten weiterhin, dass die Tarifabschlüsse für den 

öffentlichen Dienst der Länder zeit- und wirkungsgleich auf die Besoldung und Versorgung 

der Beamtinnen und Beamten des Landes und der Kommunen übertragen werden. Die Be-

amtinnen und Beamten sowie die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger dürfen 

nicht von der Einkommensentwicklung im öffentlichen Dienst abgekoppelt werden. Eine 

Benachteiligung der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger oder gar 

eine weitere Absenkung des Versorgungsniveaus werden entschieden abgelehnt. 

 

Zum Sondervermögen „Versorgungsrücklage des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern“  

Das in der Versorgungsrücklage vorhandene Vermögen ist das Ergebnis eines jahrelangen 

unfreiwilligen Verzichtes der Beamtinnen und Beamten auf Anpassungen der Besoldung 

und Versorgung. Durch den jährlichen zweckgebundenen Abzug von 0,2 Prozent von jeder 

Anpassung der Besoldung und Versorgung wurden sowohl das Besoldungs- als auch das 

Versorgungsniveau deutlich abgesenkt.  

Konkret wurde der Abzug von 0,2 Prozent zum Aufbau der Versorgungsrücklage in Meck-

lenburg-Vorpommern seit 1999 insgesamt zwölfmal vorgenommen. Damit wurde das Be-

soldungs- und Versorgungsniveau um mindestens 2,4 Prozent (ohne Zinseszinseffekte) ab-

gesenkt. Für das Jahr 2022 sieht der Wirtschaftsplan des Sondervermögens 

„Versorgungsrücklage des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ Zuführungen aus dem Lan-

deshaushalt aufgrund der Verminderung der Besoldungs- und Versorgungsanpassungen in 

Höhe von etwas mehr als 34 Millionen Euro vor. Dies entspricht dem Betrag, um den die 

Besoldung und Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern strukturell abgesenkt wurde. Der 

DGB und seine Gewerkschaften erwarten, dass – unabhängig von der Struktur der Sonder-

vermögen – mindestens diese Summe auch künftig für entsprechende Rücklagenbildungen 

aufgewandt wird.  

Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat im Vergleich mit anderen Bundesländern den Ab-

zug von 0,2 Prozent von jeder Anpassung der Besoldung und Versorgung am längsten und 

damit am häufigsten vorgenommen. In Schleswig-Holstein und den meisten anderen Län-

dern endete diese Praxis im Jahr 2017, in Hamburg wurde der Abzug zuletzt im Jahr 2019 



  

Seite 3 von 5 des Schreibens vom 12.05.2022 

vorgenommen. In Mecklenburg-Vorpommern verständigten sich der DGB und der dbb mit 

der Landesregierung 2017 darauf, den Abzug von 0,2 Prozent bis zum 31.12.2022 fortzu-

setzen. Im Gegenzug sagte die Landesregierung damals die zeit- und wirkungsgleiche 

Übernahme der Tarifergebnisse für diesen Zeitraum zu.1 Erst in 2022 einigten sich die Lan-

desregierung, der DGB und der dbb darauf, diesen Abzug mit der Besoldungsanpassung 

von 2,8 Prozent zum 1. Dezember 2022 nicht mehr zu erheben und ebenfalls auslaufen zu 

lassen. Hintergrund für diese Entscheidung sind die hohen Preissteigerungen in 2022. An-

gesichts einer Inflation von aktuell mehr als 7 Prozent wäre eine geminderte Erhöhung der 

Besoldung und Versorgung von nur 2,6 Prozent zum 1. Dezember 2022 – und damit nur 

einen Monat vor dem Auslaufen der Regelung – nicht vermittelbar gewesen.  

Im Rahmen der sachgerechten Verständigung im Jahr 2017 hat die Landesregierung ge-

genüber dem DGB und dem dbb mehrfach erklärt, mit einer Fortführung der Abzüge zum 

Aufbau der Versorgungsrücklage das aktuelle Besoldungsniveau sichern zu wollen.  

Auch wenn es sich bei dem Vermögen der Versorgungsrücklage juristisch gesehen um 

Haushaltsmittel des Landes handelt, so besteht doch nach wie vor ein moralischer An-

spruch der Beamtinnen und Beamten darauf, dass diese Mittel ausschließlich für Versor-

gungsausgaben eingesetzt werden. Dies ist in der Vergangenheit mehrfach in den entspre-

chenden Gesetzgebungsverfahren zugesagt worden. Der DGB und seine Gewerkschaften 

erwarten deswegen ausdrücklich, dass mit diesen Mitteln sorgsam und verantwortungsvoll 

umgegangen wird. Sie sind ausschließlich für Versorgungsausgaben zu verwenden, ein 

Werterhalt der Rücklage ist zu gewährleisten. Ein Einsatz der Mittel beispielsweise zur 

Schuldentilgung würde dem ursprünglichen Zweck zuwiderlaufen.  

 

Zum Sondervermögen „Versorgungsfonds“ 

Auch zum Aufbau des Vermögens des Versorgungsfonds haben die Beamtinnen und Beam-

ten in der Vergangenheit ihren Beitrag geleistet. So haben im Dezember 2017 der DGB, der 

dbb sowie das Finanzministerium abschließend über die Konsequenzen aus dem damaligen 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Beamtenbesoldung im Freistaat Sachsen gespro-

chen. Nach der in dem Gespräch verabschiedeten gemeinsamen Erklärung sollten die dem 

Land entstandenen Minderausgaben für die langfristige Sicherung der Pensionsausgaben 

sowie für Anpassungen im Rahmen der laufenden Besoldungsgesetzgebung genutzt wer-

den.  

Von den seinerzeitigen Personalminderausgaben in Höhe von 44 Mio. wurden 37,5 Mio. 

Euro genutzt, um weitere Jahrgänge in den Versorgungsfonds aufzunehmen. Bis dahin 

hatte das Land für jeden seit 2008 in den Landesdienst getretenen Beamten in diesen 

Fonds eingezahlt, um damit die späteren Pensionen zu finanzieren.2 Auch hier erwarten der 

DGB und seine Gewerkschaften, dass auf diese Zusagen auch weiterhin Verlass ist.  

 
1 Landtag Mecklenburg-Vorpommern, Drucksache 7/1187 vom 25.10.2017.  
2 Vgl. die gemeinsame Erklärung vom 21.12.2017 und die gemeinsame Presseerklärung des Finanz-

ministeriums, des DGB und des dbb vom 22.12.2017   
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Zum Vorgehen in anderen Ländern  

Die Länder gehen hinsichtlich ihrer Vorsorge für zukünftige Versorgungsausgaben sehr un-

terschiedliche Wege. Im Ländervergleich ist jedoch festzustellen, dass Mecklenburg-Vor-

pommern hier in der Vergangenheit sehr vorausschauend agiert hat. Die noch geringe Zahl 

der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger ermöglicht den Aufbau ent-

sprechender Rücklagen für die Zukunft. Diese sollten dann aber auch verlässlich und streng 

zweckgebunden vorgehalten werden.  

Hinsichtlich der Verbindlichkeit der Vorsorge ist das Land Sachsen besonders hervorzuhe-

ben, hat Sachsen doch seine Vorsorge für Versorgungsausgaben in Artikel 95 Abs. 7 der 

Verfassung des Freistaates Sachsen verankert:  

„(7) Der Freistaat Sachsen hält eine auskömmliche Vorsorge für künftig entste-

hende Ansprüche der künftigen Versorgungsempfänger des Freistaates Sachsen 

auf Versorgung und Beihilfe nach Eintritt des Versorgungsfalles vor. Diese Mittel 

sind vom allgemeinen Staatshaushalt getrennt auszuweisen und zweckgebunden 

zu verwenden. Bei der Entnahme der Mittel ist das Verhältnis zwischen der Höhe 

der angesparten Mittel und der Höhe der bestehenden Versorgungs- und Beihil-

feverpflichtungen zu berücksichtigen.“3 

Eine entsprechende Regelung würden der DGB und seine Gewerkschaften auch in Meck-

lenburg-Vorpommern als ein Zeichen der Verlässlichkeit des Landes gegenüber seinen Be-

amtinnen und Beamten sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern 

begrüßen und unterstützen. Ein Formulierungsvorschlag hierfür könnte auf Basis einer 

sachgerechten Verständigung gemeinsam von der Landesregierung und den Spitzenorgani-

sationen der Gewerkschaften entwickelt werden.  

 

Zur Frage einer möglichen Neuordnung der Vorsorge für Versorgungsausgaben  

Sollten sich der Landtag oder die Landesregierung dazu entschließen, grundlegende Ände-

rungen an der bisherigen Struktur der Sondervermögen oder deren Ausrichtung vorzuneh-

men, so bitten der DGB und seine Gewerkschaften darum, hier eine Mitwirkung analog 

dem beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren mit dem Ziel einer sachgerechten Verstän-

digung vorzusehen.   

Insbesondere im Falle der Zusammenführung der bestehenden Sondervermögen oder aber 

einer offensiveren Anlagepolitik besteht Abstimmungs- und Beratungsbedarf. So wären in 

diesem Fall beispielsweise Fragen der Transparenz, die Einrichtung eines Beirates unter Ein-

beziehung der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, die Rechte des Beirates, die Ver-

waltung der Mittel und die Berücksichtigung sozialer Kriterien in den Anlagestrategien ge-

meinsam zu erörtern.  

Der DGB und seine Gewerkschaften legen Wert darauf, dass auch weiterhin mindestens 

eine jährliche Zuführung zur Vorsorge für Versorgungsausgaben in der Höhe erfolgt, die 

 
3 Zitiert nach: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/3975-Verfassung#a95  

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/3975-Verfassung#a95
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durch die reduzierten Anpassungen der Besoldung und Versorgung den Beamtinnen und 

Beamten vorenthalten wurde. 

Eine mögliche Anlage der Versorgungsrücklage oder des Versorgungsfonds in Aktien be-

werten der DGB und seine Gewerkschaften kritisch. Kursschwankungen und Wertverluste 

können hier zu deutlichen Verlusten führen und das Vermögen gefährden. Der DGB und 

seine Gewerkschaften weisen darauf hin, dass in der Vergangenheit sogar ehemals feste 

Größen im DAX wie Aktien der Deutschen Bank oder der Hypo Real Estate kurzfristig mas-

siv an Wert verloren haben.  

Hinsichtlich möglicher Anlagen legen der DGB und seine Gewerkschaften Wert auf „sau-

bere Anlagen“, die soziale Standards berücksichtigen. Hierzu zählen an zentraler Stelle die 

Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen und der damit verbundene Ausschluss von Sklaven- 

oder Kinderarbeit in Produktions- und Lieferketten, aber auch die Berücksichtigung mitbe-

stimmter Unternehmen sowie bestehender Tarifbindung. 

 

Zur Frage eines angemessenen Sprachgebrauchs  

Im Laufe ihres Dienstes erwerben die Beamtinnen und Beamten des Landes gesetzlich und 

verfassungsrechtlich verankerte Versorgungsansprüche. Diese sind Ausdruck der amtsange-

messenen Alimentation und des Lebenszeitprinzips als hergebrachte Grundsätze des Be-

rufsbeamtentums. Auch wenn die Finanzierung dieser erworbenen Versorgungsansprüche 

mittlerweile von der Politik als Herausforderung betrachtet wird, halten der DGB und seine 

Gewerkschaften es für unangemessen, sie als „Pensionslasten“ oder „Versorgungslasten“ 

zu bezeichnen. Damit wird auch suggeriert, dass die Beamtinnen und Beamten nach der 

Pensionierung nur noch eine Last für das Land als Dienstherrn sind. Dieses Bild ist ange-

sichts der Dienste, die diese Menschen für das Land sowie seine Bewohnerinnen und Be-

wohner erbracht haben, nicht zutreffend und unangemessen.  

Der DGB und seine Gewerkschaften bitten deswegen nachdrücklich darum, den mehrfach 

in den Anhörungsunterlagen verwendeten Begriff der „Pensionslasten“ künftig durch einen 

angemessenen und juristisch zutreffenden Begriff zu ersetzen.  

 

Der DGB und seine Gewerkschaften bitten um die Berücksichtigung ihrer Anmerkungen 

und Hinweise.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Olaf Schwede 


